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Dezentralisierung im Zentralstaat 

Ein weites Aufgabenfeld in der Frankreichkunde 

Heinz-Helmut Lüger 

In Zeiten der Europäisierung und der Globalisierung mag es unangemessen erscheinen, 
überhaupt noch nationale Charakteristika in den Vordergrund zu stellen. Doch gerade beim 
Vergleich zeigt sich schnell, daß man keineswegs von einheitlichen Verhältnissen in Ländern 
wie Frankreich und Deutschland ausgehen kann – trotz des Abbaus nationaler Grenzen, 
trotz allgegenwärtiger Tendenzen der Angleichung und der internationalen Vernetzung. Der 
vorliegende Beitrag versucht nun, am Beispiel des französischen Zentralismus einige typi-
sche Entwicklungen aufzuzeigen. Gleichzeitig sollen durch die Hereinnahme von Quellentex-
ten und anderen Materialien, durch Arbeitsaufgaben und Lektürehinweise Anregungen zur 
selbständigen Erarbeitung und Vertiefung frankreichkundlicher Sachverhalte gegeben wer-
den. 
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1.  Einleitung 

  In den 1950er Jahren machte ein Buch mit dem Titel Frankreichs Uhren gehen anders 
von Herbert Lüthy Schlagzeilen. Was könnte der Titel im Kontext seiner Zeit vor allem 
gemeint haben? Und worauf zielt der Titel des 2005 erschienenen Buches von Alfred 
Grosser ab: Wie anders ist Frankreich? Worin könnte(n) die Andersartigkeit(en) beste-
hen? 

Vor allem aufgrund besonderer historischer Bedingungen haben sich fundamentale 
politische, kulturelle, soziale und wirtschaftliche Unterschiede herausgebildet. Nicht 
nur in den 50er Jahren des letzten Jahrhunderts, sondern auch heute noch zeichnet 
sich Frankreich durch eine Reihe spezifischer Merkmale aus: Hervorstechend ist zum 
Beispiel die nach wie vor prädominante Rolle des Staates, etwa in Sachen Wirt-
schaftsplanung oder wenn es um den Schutz der französischen Sprache geht. Spe-
ziell aus deutscher Sicht würde man vielleicht das Regierungssystem, die Machtver-
teilung zwischen Präsident, Regierung und Parlament, oder die Rolle der politischen 
Parteien als typische Merkmale anführen. Möglicherweise könnte man hier auch die 
Wirtschaftsstruktur, das ökologische Bewußtsein, die Art der Mediennutzung oder 
Fragen der Schulentwicklung nennen. 

 



 128 

2.  Hexagonale Perspektiven 

Vieles erscheint heute angeglichen, manche Unterschiede sind aber erhalten geblie-
ben; hierzu zählt vor allem die zentralistische Organisiertheit des Landes. 

Im Unterschied zur Bundesrepublik Deutschland zeichnet sich die Geschichte Frank-
reichs dadurch aus, daß die Bildung eines nationalen Einheitsstaates bereits zu ei-
nem sehr frühen Zeitpunkt einsetzte. Von daher verwundert nicht, daß sich das Ge-
fühl territorialer und kultureller Integrität, das Bewußtsein einer « nation une et indivi-
sible » besonders intensiv in das kollektive Gedächtnis eingeschrieben hat. Dies fin-
det seinen Ausdruck dann u.a. in einer Reihe von Bildern, Symbolen, Texten, die 
zum kulturellen Selbstverständnis gehören und den Stoff für nationale Identitätsmy-
then liefern. Ein typisches Beispiel in dieser Hinsicht ist seit dem 19. Jahrhundert die 
Konstruktion des H e x a g o n - Bildes. 

Franzosen wird bekanntlich ein besonderes Verhältnis zur Geometrie nachgesagt. 
Zunächst einmal sehen sie Frankreich als ein sechseckiges, hexagonales Gebilde, 
gewissermaßen ein Land nach Maß. Es hat nicht nur sechs Seiten, diese sind auch 
noch ungefähr gleich lang. « Cela n’est pas donné à n’importe qui parmi les na-
tions », so Alain Schifres in seiner scharfsinnigen und humorvollen Darstellung 
(1994: 31). Nicht wenige interpretieren die Geschichte Frankreichs folglich auch als 
sukzessive Vollendung dieser harmonischen Figur. Kein Wunder, daß sich der He-
xagone, der Bewohner dieses Landes, inmitten solcher Symmetrie zufrieden und 
entspannt zurücklehnen kann (1994: 34): 

 

Abb. 1:  Ein Land nach Maß 

Eine Hand in Wissembourg, die andere in Brest, unter den Füßen Bayonne und Mar-
seille, bei so viel Vollkommenheit darf man sich schon an die Proportionen Leonar-
dos erinnert fühlen. 

Das Hexagon fungiert gleichsam als idealisierter Lebensraum, als Bastion, die 
Schutz bietet gegen Angriffe und Einflüsse von außen und die gleichzeitig einen Ein-
druck territorialer Harmonie vermittelt. Die große Beliebtheit im politischen Leben ist 
daher nicht überraschend. Andererseits kann das Hexagon-Konzept auch zum Aus-
gangspunkt für die Präsentation von Kritikpunkten oder Fehlentwicklungen werden: 
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Abb. 2:  Hexagonales (vgl. Schumann 2005: 49) 

 (a)  Wodurch zeichnet sich die Oberfläche dieses Hexagons aus? Was für eine Situati-
on soll wiedergegeben werden? Welche Kritik könnte intendiert sein? 

(b), (c)  In welcher Weise, mit welcher Absicht wird das Hexagon-Motiv eingesetzt? 
Wofür steht es, welche politische Zielsetzung liegt zugrunde? Wie ließe sich der jewei-
lige politische Zusammenhang rekonstruieren? 

Seit den 1960er Jahren steht das Hexagon nicht mehr nur für nationale Größe und 
Harmonie. In die Kritik gerät zunehmend die starke zentralistische Ausrichtung des 
Landes, und für politische Karikaturisten eröffnet sich damit ein weites Betätigungs-
feld. In Abb. 2 (a) erscheint das Territorium Frankreichs in eine umzäunte Weide ver-
wandelt. Die über das Feld verteilten kleinen weißen Flecken entpuppen sich als 
grasende Schafe, deren Bewegungsfreiheit allerdings stark eingeschränkt ist: Wie 
bei Marionetten laufen alle Fäden in einem steuernden Zentrum zusammen. Gleich-
zeitig läßt die Karikatur eine gewisse Anspielung an eine Sonnenmetaphorik erken-
nen, mit der üblicherweise auf die Epoche des Absolutismus (und Ludwigs XIV.) 
verwiesen wird. Der Zentralismus hält alle peripheren Kräfte in geradezu absolutisti-
scher Abhängigkeit, regionale Bestrebungen können sich nur in dem Maße entfalten, 
wie die zentrale Instanz dies zuläßt, eigenständige politische, kulturelle, sprachliche 
oder wirtschaftliche Entwicklungen sind nicht vorgesehen – so etwa könnte man die 
vor allem seit Mai 1968 immer wieder vorgebrachte Kritik zusammenfassen. 

 

(a) 

(c) (b) 
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Eine ganz andere Art der Gefährdung zeigt sich in den beiden folgenden Beispielen 
(b) und (c). Der rechtsextreme Front National (FN) sieht die Integrität Frankreichs ins-
besondere durch Einwanderung und Überfremdung bedroht und versucht, durch 
Slogans wie Halte à l’immigration !, Rétablir nos frontières..., Ne touche pas à mon 
peuple (als Abwandlung von Ne touche pas à mon pote) Gehör bei der Bevölkerung 
zu finden. Ähnliche Bedrohungsängste kennzeichnen auch die zweite Karikatur: Das 
französische Territorium (hier als nicht zu betretender Rasen) soll von ungebetenen 
Eindringlingen freigehalten werden. Hintergrund sind neue Ausländergesetze, wie sie 
1993 vom damaligen Innenminister Charles Pasqua nach heftigen Diskussionen er-
lassen wurden und die für eine erneute Verschärfung der Situation von Immigranten 
sorgten. 

Eine Umwertung bzw. Öffnung erfährt das Hexagon-Motiv im Zuge des europäischen 
Einigungs-Prozesses. Aufschlußreich erscheint in dieser Hinsicht eine Erklärung, die 
Jacques Chirac am 2.3.1999 als Staatspräsident gegenüber dem Senat abgeben 
ließ: 

Dok. 1:  Message de Jacques Chirac au Sénat  

[...] Les Français seront d’autant plus attachés à l’Europe qu’elle les protégera. Mais il 
faut pour cela que l’Union monte en puissance et en volonté, qu’elle assume ses respon-
sabilités, qu’elle soit capable de s’imposer dans les discussions internationales et d’y re-
layer notre action.  

C’est par l’Europe que nous prendrons le meilleur de la mondialisation tout en maîtrisant 
les forces aveugles qu’elle peut générer. C’est par l’Europe que nous obtiendrons, ainsi 
que je le propose, la refonte de l’architecture financière internationale pour mieux préve-
nir les crises économiques. [...] 

Le destin de la France n’a jamais été de se replier sur son hexagone. Il est au contraire 
de se projeter vers l’extérieur et de faire vivre et partager ses idéaux. Cette identité fran-
çaise, à laquelle nous sommes tous si profondément attachés, a, aujourd’hui et pour les 
temps qui viennent, besoin de l’espace européen pour s’exprimer, pour essaimer, pour 
évoluer. Loin d’être incompatible avec l’idée de nation, l’Europe est le lieu politique et spi-
rituel où cette idée peut respirer et s’enrichir avec le plus de force. [...] 

Pour mieux servir les Français, je veux bâtir une Europe humaine et puissante. Être am-
bitieux pour la France, c’est aussi être ambitieux pour l’Europe.  

(2 mars 1999; www.senat.fr/seances ...) 
notes 
relayer  ici : transmettre ; essaimer  se multiplier, se répandre 

  Wie sind aus der Sicht Chiracs in Dok. 1 die Hexagon-Vorstellung, der europäische 
Raum und die « identité française » miteinander vereinbar? 

Das Hexagon-Bild besteht weiter, es ist nach wie vor Inbegriff der französischen 
Identität, erhält jedoch zusätzliche Funktionen. Gleichzeitig soll eine Hinwendung zu 
Europa erfolgen, dies nicht im Sinne einer Aufgabe oder Aufweichung der eigenen 
Werte, sondern verbunden mit dem Ziel, andere Länder an den französischen Ideen 
und Idealen teilhaben zu lassen. Ausdrücklich bestätigt wird die Vereinbarkeit von 
Nation und Europa. Unverkennbar kommt hier die von französischer Seite favorisier-
te Politik eines Europa der Nationen zum Ausdruck.  

Die Geometrie Frankreichs erschöpft sich nun nicht allein in der Hexagon-Vor-
stellung. Zu nennen ist weiterhin der sog. é t o i l i s m e , die sternförmige Struktur, die 
vor allem das französische Verkehrssystem kennzeichnet. Sowohl das Eisenbahn- 

 

http://www.senat.fr/seances
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als auch das Straßennetz weisen eine auffällige Zentrierung auf die Hauptstadt Paris 
auf. Für Alain Schifres verbirgt sich dahinter eine französische Vorliebe für den spit-
zen Winkel (im Unterschied etwa zu den USA, wo man bei Grenzziehungen oder 
beim Städtebau den rechten Winkel und quadratische Formen bevorzugen würde), 
und diese Vorliebe wiederum verweise, wie der Autor in seiner Satire fortfährt, auf 
ein typisches politisches Grundmuster: 

« Le carré sépare du centre, c’est la démocratie locale. Avec l’étoile, on sait où est le pa-
tron, c’est l’esprit hiérarchique. » (Schifres 1994: 100) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 3:  Straßennetz und Verkehrsaufkommen (Noin 1998: 130) 

 

  Aus welchen Gründen hat sich in Frankreich ein solches réseau en étoile herausgebil-
det? Wo liegen die Vorteile, wo die Nachteile? 

Alle Wege führen nach Paris. Die wichtigste Aufgabe des Verkehrsnetzes besteht 
darin, die Peripherie des Landes an die Hauptstadt bzw. an die Pariser Region anzu-
binden, und in dieser Hinsicht besteht eine lange Kontinuität: « Les routes nationales, 
qui supportent en général un assez fort trafic, ont un dessin hérité essentiellement du 
XIXe siècle. Résolument centré sur Paris à l’origine, il est peu à peu devenu maillé 
mais les voies les plus empruntées sont toujours les radiales qui relient la capitale 
aux autres villes jusqu’à la périphérie du territoire. » (Noin 1998: 129) Abb. 3, die das 
Straßennetz relativ zum Verkehrsaufkommen darstellt, bestätigt diese Aussage ein-
deutig. Die mit Abstand wichtigste Achse ist die Linie Paris – Lyon – Marseille – Niz-
za, es folgen die Anbindungen von Lille, Bordeaux, Rennes und, mit gewissem Ab-
stand, Straßburg. 

Damit entspricht das Verkehrsnetz mit seiner Grundstruktur weitgehend noch dem 
radialen System aus der Zeit Napoleons. Um die Erreichbarkeit der Präfekturen von 
Paris aus zu verbessern, war in erster Linie die sternförmige Ausrichtung der Haupt-
verkehrsachsen forciert worden, auf die Querverbindungen zwischen einzelnen Städ-
ten kam es weder für den Personen- noch für den Güterverkehr an.  

 

 
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 Abb. 4:  TGV-Netz 

Geht man noch weiter zurück, läßt sich der Ausbau des radialen Verkehrsnetzes so-
gar auf die territoriale Expansion der Krondomäne seit Ende des 10. Jahrhunderts 
zurückführen (Pletsch 1997: 207).  

Die Bedeutung des Gesagten erhält zusätzliches Gewicht, wenn man die übrigen 
Verkehrswege, z.B. das Eisenbahnnetz, hinzuzieht. Die sternförmige Ausrichtung ist 
hier noch ausgeprägter, gerade auch unter dem Gesichtspunkt der Streckennutzung, 
also der Wirtschaftlichkeit; die Auslastung transversaler Verbindungen wie etwa Tou-
louse – Lyon oder Clermont-Ferrand – Limoges erreicht nicht einmal zehn Prozent im 
Vergleich zu den wichtigsten Hauptlinien. Nicht zuletzt hat die Entwicklung des Net-
zes für Hochgeschwindigkeitszüge eine Konsolidierung dieses étoilisme bewirkt: Mit 
dem TGV werden Provinzstädte gleichsam zu Vororten von Paris; der Bau transver-
saler Strecken steht dagegen erst am Anfang (Abb. 4).  

Schließlich weisen auch die Flugverbindungen innerhalb Frankreichs eine ähnliche 
Konzentration auf; hier entfallen die weitaus größten Anteile auf Linien, die Paris mit 
Nizza, Marseille, Toulouse, Bordeaux oder Montpellier verbinden. 

 

Braun / Collignon (2006: 157-188)    Noin (1998: 125-139) 
Schifres (1994: 29-45, 99-104)     Schumann (2008: 129-144) 

3.  Administrativer Zentralismus 

Ist von ‚Zentralismus‘ die Rede, geht es gemeinhin nicht nur oder nicht primär um die 
Struktur des Verkehrsnetzes. Gemeint ist vielmehr die politisch-administrative Orga-
nisiertheit eines Landes, wo alle wichtigen Entscheidungswege in der Hauptstadt, in 
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Ministerien und Zentralbehörden zusammenlaufen und wo die Kompetenzen unter-
geordneter Instanzen minimal bleiben. Alle Macht ist auf den Zentralstaat kon-
zentriert. Frankreich gilt in dieser Hinsicht, wenn auch inzwischen in abgeschwächter 
Form, als ein klassisches Beispiel – im Unterschied zur föderal aufgebauten Bundes-
republik. Die Fixiertheit auf Initiativen und Planungen „von oben“, die politische und 
finanzielle Abhängigkeit der Provinzen bzw. Regionen, Départements und Kommu-
nen waren jahrhundertelang ebenso kennzeichnend wie die pyramidale, netzartig 
das Land überziehende Verwaltungsstruktur: 

 
 
 
 

E T A T 

(gouvernement) 

 
 

...  préfet   ...  préfet ... 

t u t e l l e  a d m i n i s t r a t i v e  

 
 

... département ...  ...  ...  ... département ... 

 
 

... communes ... communes ... communes ... communes ... 

 
 

Abb. 5:  Pyramidale Verwaltungsstruktur 
 

Dieses System, das sich erst in den letzten Jahrzehnten allmählich zu wandeln be-
ginnt, basiert auf der tiefverwurzelten Vorstellung eines einheitlichen und unteilbaren 
Staates, dessen zentrale Verwaltung gleichsam das Gemeinwohl verkörpert und die 
Aufrechterhaltung der nationalen Einheit garantiert. Als wichtigstes Bindeglied zwi-
schen Zentrum und Peripherie fungieren in dem Zusammenhang die vom Staats-
oberhaupt ernannten P r ä f e k t e n . Sie vertreten in den Départements (und als pré-
fets de région auch auf regionaler Ebene) den Staat, sorgen für die Durchführung 
von Regierungsbeschlüssen, koordinieren und kontrollieren die nachgeordneten 
Verwaltungen (vgl. Abb. 5). Als Aufsichtsinstanz (tutelle administrative) verfügt dabei 
ein Präfekt über sehr weitreichende Befugnisse bis hin zur Kontrolle der Amtsführung 
der Bürgermeister. 

Ein derart straffer Verwaltungszentralismus läßt nur wenig Raum für Selbstverwal-
tung oder örtliche Initiativen. Auch wird die Bereitschaft zur aktiven Teilnahme am 
politischen Leben bei der Mehrheit der Bevölkerung auf diese Weise kaum gefördert. 
Schließlich gilt die Allgegenwart des Staates als eine der Ursachen für den Franzo-
sen vielfach nachgesagten Hang zum Aufbegehren gegen jede Form staatlicher Au-
torität. 

« Mais l’emprise trop forte, et qui n’a jamais fait que s’accentuer, de la centralisation, a fait 
de la France une société de méfiance: de la monarchie administrative à la république ad-
ministrative, de la gestion administrative à l’économie administrative, l’initiative des indivi-
dus et des groupes a été refoulée. 
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Les Français savent trop bien ce qu’ils doivent à l’État, pour résister à sa logique. » (Pey-
refitte 1976: 184) 

Während die Einheit der französischen Nation sowie die Identifikation von Staat und 
Nation nie ernsthaft in Frage standen, sind andererseits die Mängel des zentralisti-
schen Verwaltungsapparats nicht verborgen geblieben und auch immer wieder offen 
kritisiert worden. So beklagt bereits Napoleon III. bestimmte bürokratische Auswüch-
se: Selbst einfachste kommunale Projekte würden eine Bearbeitungszeit von min-
destens zwei Jahren benötigen, auch wenn keine Einwände vorlägen, nur weil ein 
Dutzend Behörden damit befaßt sei. 1870 setzt er sogar eine Dezentralisierungs-
Kommission ein; praktische Auswirkungen hat sie jedoch ebensowenig wie diverse 
Reformversuche in der darauffolgenden III. Republik. 

Auch nach 1945 setzt sich die Kritik am Zentralismus fort und geht dabei quer durch 
alle Parteien. Allerdings steht die Debatte zunächst ganz im Zeichen des ökonomi-
schen Wiederaufbaus – und der wird wiederum nur mit zentralstaatlichen Mitteln an-
gestrebt. Von daher erscheint es wenig verwunderlich, wenn noch einige Jahrzehnte 
später die Auseinandersetzung um die gleichen Problempunkte kreist. 

Dok. 2:  Centralisme étatique 

La prolifération dans tous les domaines de la vie sociale d’une réglementation nationale à 
la fois compliquée, tatillonne et souvent contradictoire constitue un des ressorts les plus 
profonds de la centralisation. Cette façon d’uniformiser par la règle, jusque dans les 
moindres détails, tous les comportements sociaux et toutes les interventions des collecti-
vités locales sur l’ensemble du territoire national est une des manifestations les plus in-
supportables de notre centralisme étatique. C’est la négation de toute initiative locale, de 
tout droit à la différence et à l’expérimentation. Les élus locaux étouffent sous le poids 
des règles, décrets, arrêtés, circulaires [...] auxquels ils sont soumis. Pour eux, ce n’est 
même plus Courteline, c’est Kafka! 

La décentralisation serait en grande partie illusoire si elle se consentait de donner aux 
collectivités locales la liberté et les moyens de décider du «quoi faire» tout en laissant à 
l’Etat la possibilité de leur imposer le « comment faire ». 

Dans un pays aussi légaliste que le nôtre, la maîtrise des procédures, de leur application 
mais aussi de leur définition est une source considérable de pouvoir. Il ne suffit donc pas 
que ce soit le juge et non le préfet qui en contrôle l’application, il faut restreindre le pou-
voir dont dispose l’Etat de les édicter. 

(François Mitterrand 1980; nach: Nivollet 1982: 45f.) 

notes 
prolifération, f. multiplication excessive ; tatillon très minutieux, attaché aux petits détails ; arrêté, m. déci-
sion écrite d’une autorité administrative ; circulaire, f. information en plusieurs exemplaires et adressée à 
plusieurs personnes à la fois ; Georges Courteline (1860-1929) écrivain français, critique l’absurdité de cer-
tains règlements administratifs et le despotisme des petits fonctionnaires 

Dok. 3:  Pouvoir central et complexes territoriaux 

Le département n’est plus à l’échelle d’aujourd’hui. Par quoi le remplacer ? 

[...] C’est devenu un lieu commun de dire qu’en dépit des progrès des communications le 
pouvoir central n’a pas la possibilité de diriger de Paris toute l’administration du pays. 
Une organisation cohérente suppose et implique un point d’équilibre entre le pouvoir cen-
tral et les complexes territoriaux. Le trinôme commune-canton-arrondissement peut cons-
tituer ce point d’équilibre. Ces groupes moléculaires sont à l’échelle de l’homme, à celle, 
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aussi, de la vie rurale de nombreuses régions – mais le sont-ils à celle de l’économie in-
dustrielle? 

[...] Il ne s’agit pas de s’élever contre le pouvoir de l’Etat en prônant un renforcement de 
celui des autorités locales ou supra-locales. Il s’agit simplement de tirer les consé-
quences de l’anachronisme de la structure départementale, donc de bâtir un nouvel équi-
libre. Celui-ci peut reposer sur une structure régionale. La région économico-urbaine, tout 
en restant à l’échelle de l’homme, l’est à celle de l’économie moderne, dans les contrées 
rurales comme dans les zones industrielles, car elle est l’unité économique moderne – ce 
qu’était le département à la fin du XVIIIe siècle. 

(source : Delmas 1963: 44f.) 
notes 
à l’échelle de  à la mesure de ; trinôme, m. ensemble à trois termes ; prôner  vanter, recommander ; con-
trée, f. région 

 (a)  Worin bestehen in Dok. 2 die Hauptkritikpunkte Mitterrands? Auf welche Ände-
rungen käme es zunächst an? 

 (b)  Worauf läuft die Kritik in Dok. 3 hinaus? Welche Alternative wird vorgeschlagen? 

Die Kritik richtet sich vor allem gegen das Übermaß an zentralstaatlicher Reglemen-
tierung, deren Widersprüchlichkeit sowie gegen die nivellierenden und demotivieren-
den Konsequenzen. – Aus der Sicht Mitterrands zum Beispiel wäre es wichtig, die 
Rolle bzw. die Befugnisse des Staates zurückzunehmen und periphere Instanzen 
selbst über das Was und das Wie von Maßnahmen entscheiden zu lassen. Ein ande-
rer Kritikpunkt ist die ökonomische Ineffektivität des Verwaltungszentralismus, insbe-
sondere aber das Fehlen einer Organisationsebene oberhalb des Départements. Als 
Lösungsmöglichkeit wird die Ebene der Region vorgeschlagen. 

Bevor nun weiter auf konkrete Auswirkungen zentralistischer Tendenzen und auf 
Versuche politischer Gegensteuerung eingegangen wird, sei zuvor ein kurzer Blick 
auf die geschichtliche Herausbildung geworfen: Wie kam es zu einer solchen Ent-
wicklung, welche Phasen lassen sich unterscheiden, welche Rolle spielt das zentral-
staatliche Prinzip in den jeweiligen Epochen und Etappen? Und: Wie entwickelte sich 
im Vergleich dazu das Verhältnis von Zentralgewalt und territorialen bzw. peripheren 
Kräften in Deutschland? 

 

Bodineau / Verpeaux (1997: 24-43)  Brücher (1992: 22-29) 
Damette / Scheibling (1998: 37-54)  Gravier (1964: 124-145) 

4.  Zentralismus und Entwicklung zum Nationalstaat 

Die zentralistischen Strukturen Frankreichs sind, so kann man sagen, das Ergebnis 
einer mehrere Jahrhunderte andauernden Entwicklung, auch wenn das Bewußtsein 
für diesen Hintergrund nicht immer besonders ausgeprägt sein muß: 

« Les Français d’aujourd’hui ne connaissent pas ces racines. Ils se voient environnés de 
bureaucrates. Ils croient que le phénomène est récent. En octobre 1968, j’ai procédé à un 
sondage dans ma circonscription. Deux personnes interrogés sur trois estimaient que la 
centralisation était apparue depuis 1958. Cinq sur cent croyaient qu’elle était née en 
1945. Napoléon n’en était le père qu’aux yeux de un sur cent ; qu’elle existât avant lui, 
personne ne l’imaginait. » (Peyrefitte 1976: 178) 
 
 

 
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Abb. 6: Krondomäne von Hugues Capet 987 (Citron 1991: 102) 
 

Der französische Zentralismus läßt sich, weit über Napoleon und die Französische 
Revolution hinaus, bis auf die Kapetinger-Monarchie zurückführen, genauer: bis zur 
Wahl von H u g u e s  C a p e t  zum König von Frankreich im Jahre 987. Dieses Ereig-
nis ist nicht nur insofern erwähnenswert, als es nach dem Erlöschen der karolingi-
schen Linie den Beginn einer neuen (bis 1328 herrschenden) Dynastie markiert; be-
deutsam ist es vor allem deshalb, weil sich die königliche Domäne – zunächst nur ei-
nige nicht zusammenhängende Besitzungen in der Île-de-France mit Paris, Senlis 
und Orléans (vgl. Abb. 6) – zu einer Art Keimzelle des späteren Frankreich entwi-
ckelt.  

 

Abb. 7:  Territoriale Zugewinne (Citron 1991: 219) 
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Der Besitzstand wird kontinuierlich ausgedehnt, und den Nachfolgern gelingt es, die 
Königskrone über mehrere Generationen zu sichern und so den Aufstieg der kape-
tingischen Dynastie zu begründen. Man ist bestrebt, das Ansehen des Königtums zu 
erhöhen, die Macht konkurrierender, zum Teil sogar mächtigerer Fürstentümer nach 
und nach zurückzudrängen, der territorialen Zersplitterung entgegenzuwirken und 
erste Grundlagen für eine gewisse administrative Vereinheitlichung zu schaffen. Die 
Kapetinger sind in dieser Hinsicht insgesamt erfolgreicher als die vorausgehenden 
Dynastien der Karolinger und Merowinger und können schließlich die Etablierung ei-
ner dominierenden Zentralgewalt erreichen. Trotz diverser Rückschläge kann man 
daher bereits im 13. Jahrhundert von einer gewissen Überwindung der feudalen Zer-
splitterung Frankreichs sprechen. 

Die territoriale Entwicklung der königlichen Domäne kann hier nicht im Detail nachge-
zeichnet werden (vgl. de Bertier de Sauvigny 1977, Carpentier / Lebrun u.a. 1987). 
Abb. 7 gibt eine grobe Vorstellung davon, welche Expansionsrichtungen es in den 
verschiedenen Jahrhunderten bis 1860 gegeben hat. 

Als eine wichtige Voraussetzung zur Festigung der königlichen Macht gilt der Aufbau 
eines zentralen Beamtenapparats, wie ihn zum Beispiel Franz I. (1515-47) für die 
Verwaltung und die Einziehung von Steuern betreibt. Eine starke vereinheitlichende 
Wirkung geht außerdem von dem 1539 erlassenen Edikt von V i l l e r s - C o t t e r ê t s  
aus: Das Französische löst das Lateinische als offizielle Urkundensprache ab, ge-
richtliche Entscheidungen werden fortan in der Muttersprache verkündet. (Zu beden-
ken ist jedoch, daß das Französische, also eigentlich der Dialekt des ursprünglichen 
kapetingischen Stammgebiets Île-de-France, längst noch nicht von allen gesprochen 
wird und im Land meist noch die regionalen Sprachen vorherrschen.)  

Hinzu kommt unter den Nachfolgern Franz I. ein weiteres zentralisierendes Instru-
ment, die Konzentration der Verwaltung mit Hilfe von Intendanten. Anfänglich nur für 
bestimmte zeitlich begrenzte Inspektions-Aufgaben eingesetzt, wird diese Einrich-
tung besonders unter Ludwig XIV. nach und nach zu einem überaus wichtigen Mittel 
für die Repräsentation der königlichen Machtzentrale in den Provinzen. 

Dok. 4:  Commission d’intendant 

[...] Nous vous avons commis, ordonné et député [...] intendant de justice, police 
et finances en notre dit pays de Provence, Forcalquier et terres adjacentes pour, 
en cette qualité, [...] entrer et prendre séance en nos cours de parlement et de 
nos comptes, aides et finances audit pays ; assister à toutes assemblées d’états 
ou de communautés [...] ; seoir et présider en tous sièges royaux de ladite pro-
vince ; procéder au règlement et réformation de la justice selon nos ordonnan-
ces ; reconnaître si nos officiers font leur devoir en l’exercice et fonction de leurs 
charges ; ouïr les plaintes de nos sujets [...] ; présider aux assemblées des villes 
[...] ; informer de tous désordres et menées secrètes contre notre service et de 
tous ports d’armes et assemblées illicites [...] ; avoir l’œil et direction générale sur 
l’imposition, levée et perception de tous les deniers de ladite province [...] ; et gé-
néralement faire, pour l’observation de nos ordonnances touchant la justice, po-
lice et finances, tout ce qui pourra dépendre de votre charge d’intendant. 

(Lettre de commission remise en 1687 à l’intendant de Provence) 

notes 
commettre charger qn de qc ; députer déléguer ; seoir être assis ; ordonnance, f. texte, décret émanant de 
l’exécutif ; menée(s), f. agissement(s) secret(s) ; denier, m. somme versée en tribut 
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 Welche Rolle kommt einem Intendanten zu? Wo liegen die wichtigsten Zuständigkeits-
bereiche? 

Die Intendanten werden direkt vom König ernannt und vertreten diesen vor allem in 
den Bereichen Justiz, Polizei und Finanzwesen. Das Amt ist nicht erblich und auch 
nicht mehr primär dem Adel vorbehalten, zunehmend werden hierfür Bürgerliche 
ausgewählt. Die Intendanten haben, obgleich jederzeit absetzbar, weitreichende Voll-
machten, nach Alexis de Tocqueville (1856) sind sie die eigentlichen Statthalter der 
Zentralmacht, die Verkörperung der Staatsautorität: 

« L’intendant possède toute la réalité du gouvernement. Celui-ci est un homme de nais-
sance commune, toujours étranger à la province, jeune, qui a sa fortune à faire. Il 
n’exerce point ses pouvoirs par droit d’élection, de naissance ou d’office acheté ; il est 
choisi par le gouvernement parmi les membres inférieurs du conseil d’État et toujours ré-
vocable. [...] L’intendant correspond avec tous les ministres ; il est l’agent unique, dans la 
province, de toutes les volontés du gouvernement. » (1856/1967: 102) 

Während der Revolution wird die Einrichtung der Intendanten zwar abgeschafft, doch 
mit der Berufung von Präfekten unter Napoleon findet sie gleichsam eine konsequen-
te Fortsetzung. 

Die Französische Revolution von 1789 verstärkt, obgleich politisch zunächst nicht 
beabsichtigt, den Verwaltungszentralismus. Um die Strukturen des Ancien Régime 
zu beseitigen, werden die traditionellen Provinzen durch 83 ungefähr gleichgroße 
Départements ersetzt. 

Dok. 5:  Division en départements  

Le plan consistait à remplacer les trente-deux provinces par environ quatre-vingts dépar-
tements à peu près d’égale étendue. Chaque département se diviserait en districts, 
chaque district en cantons. [...] 

La division en départements fut décidée, sans tenir compte des limites des anciennes 
provinces, mais non pas sans tenir compte des divisions naturelles du sol et des relations 
naturelles des populations. En brisant les traditions du Moyen Age, on remonta, en 
quelque sorte, à nos traditions primitives par l’adoption de noms empruntés aux fleuves, 
aux montagnes, aux côtes de la mer. [...] 

Il fut décidé que chaque canton aurait une ou deux assemblées primaires, qui choisi-
raient des électeurs composant l’assemblée départementale. Celle-ci nommerait les dé-
putés à l’Assemblée nationale, les membres de l’administration départementale et les 
membres des administrations de districts. 

[...] L’Assemblée [constituante] décréta que les communes seraient administrées par des 
municipalités qu’éliraient tous les citoyens actifs et qui décideraient des affaires locales, 
telles que la régie des biens et des établissements communaux, et les dépenses et tra-
vaux locaux. L’autorité nationale ne gardait à cet égard qu’une certaine surveillance dans 
l’intérêt même des communes. 

Les municipalités, indépendantes, sauf cette réserve, dans leurs affaires locales, étaient 
soumises aux autorités électives du département et du district dans les affaires concer-
nant l’Etat ou le département, comme la répartition et la perception de l’impôt, ou la régie 
des propriétés et des établissements nationaux ou départementaux. 

(Martin 1867ff.: III, 421ff.) 

notes 
district, m. subdivision de département, aujourd’hui : arrondissement ; régie (des biens), f. gestion, adminis-
tration  

 
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 Welche Folgen ergeben sich aus der 1790 vorgenommenen territorialen Neugliede-
rung? Sind auch bereits dezentralisierende Akzente erkennbar? 

Die Gliederung in Départements hat bis heute Bestand, lediglich ihre Zahl erhöhte 
sich auf 96; hinzu kommen noch vier sog. départements d’outre mer. Vorrangiges 
Ziel der Neugliederung ist es, die Strukturen des Ancien régime und den « esprit de 
province » zurückzudrängen und das Bewußtsein für nationale Einheit und Zusam-
mengehörigkeit zu stärken.  

« En opérant cette réforme des structures administratives, les constituants entendent à la 
fois détruire l’‹ esprit de province › et donner un fondement géographique à l’unité natio-
nale. [...] La nouvelle organisation territoriale en départements a également pour objet de 
manifester avec éclat, dans son caractère abstrait et géométrique, que le lien social prend 
directement sens dans l’appartenance à ce ‹ grand tout › qu’est la nation [...]. » (Rosan-
vallon 1990: 101) 

Der Förderung eines solchen «  e s p r i t  n a t i o n a l  »  dient nicht zuletzt auch die 
Berücksichtigung lokaler und regionaler Interessen; so erhalten z.B. Cantone, Distrik-
te und Départements eigene gewählte Vertretungen, und auf kommunaler Ebene 
wird die staatliche Aufsicht weitgehend zurückgenommen. Ein Kurswechsel bahnt 
sich jedoch an, als sich Royalisten und Girondisten in einigen Départements gegen 
die Pariser Revolutionsregierung verbünden und auch mit den radikaldemokratischen 
Sansculotten eine gefährliche Opposition entsteht – nicht zu vergessen die Bedro-
hung von außen durch preußisch-österreichische Interventionstruppen. 1793 sorgen 
daher die Jakobiner für eine Aussetzung der vorgesehenen Wahlen und für eine 
Rücknahme der gewährten Autonomie; sie werden, um die Revolution zu retten, 
zwangsläufig zu Verfechtern des Zentralstaats. Und in dieser Bedeutung hat sich der 
Begriff jacobinisme im politischen Sprachgebrauch bis heute gehalten. Der Einheits-
gedanke findet seinen Niederschlag entsprechend auch in der ersten republikani-
schen Verfassung von 1793, und zwar an exponierter Stelle in Artikel 1: 

« La République française est une et indivisible. » 

Eine weitere Ebene der Vereinheitlichung, der Forcierung des Nationalbewußtseins, 
ergibt sich aus der Sprachenpolitik. « Abjurez le fédéralisme linguistique ! » lautet ei-
ne der Forderungen im Gefolge des Rapport sur la Nécessité et les Moyens d’ané-
antir les Patois et d’Universaliser l’Usage de la Langue Française des Abbé Grégoire 
von 1794. Regionalsprachen und Dialekte, zusammenfassend als patois bezeichnet, 
gelten als Relikte der Feudalzeit und sind, da dem Prinzip « Une nation – une 
langue » widersprechend, zu bekämpfen (vgl. Berschin u.a. 1978).  

Diese Einstellung hat im Grunde auch die Politik während der folgenden 150 Jahre 
bestimmt. Von großer Bedeutung bezüglich der Durchsetzung des Französischen ist 
schließlich die Einführung der allgemeinen Schulpflicht 1881/82 unter Jules Ferry. Zu 
einer gewissen Richtungsänderung kommt es erst in den 1950er Jahren, als man 
den Regionalsprachen wieder mehr Raum gewährt. Die Loi Deixonne von 1951 er-
möglicht zum Beispiel den fakultativen Unterricht des Baskischen, Bretonischen, Ka-
talanischen und des Okzitanischen. Weitere Zugeständnisse folgen – mit mehr oder 
weniger überzeugenden Resultaten (vgl. Petit 1998: 349ff.).  

Insgesamt heißt das jedoch nicht, daß mit einer solchen Öffnung auch sogleich ein 
Bruch mit der zentralistisch ausgerichteten, einheitsstaatlichen Tradition ausgelöst 
würde. Erst die Dezentralisierungsgesetze von 1982 bewirken diesbezüglich ein ge-
wisses Umdenken. 

 

 
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 

Carpentier / Lebrun u.a. (1987: 109-144)  Ohnet (1996: 56-67) 
Rosanvallon (1990: 100-110)      Saupin (2004: 95-101) 
Schmale (2000: 106-153) 

5.  Polyzentrische und föderative Strukturen in Deutschland 

Im Unterschied zur zentralistischen Entwicklung in Frankreich zeichnet sich die deut-
sche Geschichte seit dem ausgehenden Mittelalter durch eine eher entgegengesetz-
te Tendenz aus: Von einer kontinuierlichen Herausbildung nationalstaatlicher Struk-
turen kann hier nicht die Rede sein.  

Während das französische Königtum bereits zu Beginn des 13. Jahrhunderts seine 
Vorherrschaft festigen und sogar das Papsttum von sich abhängig machen kann, 
liegt auf deutscher Seite die Macht noch bei den weltlichen und geistlichen Territori-
alherren. Ihnen obliegt insbesondere das Königswahlrecht; das deutsche Lehnswe-
sen sieht außerdem eine Treuepflicht gegenüber dem jeweiligen Fürsten (und nicht 
einer königlichen Zentralinstanz) vor. Ein bezeichnendes Beispiel für diese Interes-
senlage ist die Königswahl von 1273: Rudolf von Habsburg verdankt seine Wahl vor 
allem dem Bemühen der Fürsten, keine starke Zentralgewalt entstehen zu lassen. 
Die mehrfach bestätigten Privilegien der Fürsten lassen den Aufbau eines geeinten 
Nationalstaats unter der Führung des Königs oder Kaisers praktisch unmöglich er-
scheinen: 

„Vor allem war Deutschland keine politische Einheit. Ohne Übertreibung könnte man es 
ein politisches Flickwerk nennen. Dem Namen nach war es identisch mit dem Heiligen 
Römischen Reich, doch fehlte jede zentrale Autorität. Die Randstaaten des Reiches (wie 
die Schweizer Eidgenossenschaft, der größte Teil der Niederlande, Böhmen und Mailand) 
hatten jede wesentliche Verbindung abgebrochen. Die Autorität des Kaisers schien selbst 
in Deutschland jede Bedeutung verloren zu haben. [...] Versuche um 1500, zentrale Be-
hörden – wie eine nationale Regierung, nationale Gerichtsbarkeit, ein nationales Steuer-
system – zu schaffen, blieben in den Anfängen stecken.“ (G.R. Elton 1982, zit. nach Beck 
1990: 115f.) 

Im 17. Jahrhundert, also zur Zeit Ludwigs XIV., ist das Heilige Römische Reich Deut-
scher Nation nicht mehr als ein Bund souveräner Staaten, zusammengehalten durch 
die kaiserliche Krone. Der deutsche Partikularismus überdauert viele territoriale Neu-
ordnungen, auch der 1815 nach dem Wiener Kongreß entstandene Deutsche Bund 
beläßt es bei den fürstlichen Souveränitätsansprüchen. Zwar wird die Zahl von ur-
sprünglich 1789 (!) selbständigen territorialen Einheiten auf knapp vierzig reduziert 
(vgl. Abb. 8), doch behalten die einzelnen Königreiche, Herzogtümer, Fürstentümer 
weiter ihre Autonomie; eine starke zentrale Reichsgewalt entsteht nicht. 
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Abb. 8:  Deutscher Bund 1815 

 

 

 Abb. 9:  Deutsches Reich 1871-1914 (Kinder u.a. 2006: 324, 354) 
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Allerdings kommt es im Zuge der Nationalbewegung des 19. Jahrhunderts 1848 mit 
der Frankfurter Nationalversammlung zur Bildung einer provisorischen Zentralgewalt. 
Das Bemühen um nationale Einigung – unter Ausschluß Österreichs – findet schließ-
lich darin seinen Ausdruck, daß dem preußischen König Friedrich Wilhelm IV. im 
Namen des deutschen Volkes 1849 die Kaiserkrone angeboten wird. Dieser lehnt die 
mit dem Odium des Volkes behaftete Krone (als „imaginären Reif, aus Dreck und 
Letten gebacken“) ab. Der Sieg der Gegenrevolution läßt dann nicht mehr lange auf 
sich warten, der Deutsche Bund wird praktisch wiederhergestellt, und somit ist der 
Versuch einer Reichsgründung vom Volke aus definitiv gescheitert. Dabei war die 
Führung Preußens keineswegs gegen die Gründung eines geeinten Reiches, jedoch 
nicht um den Preis des eigenen Machtverlustes und der Zulassung demokratischer 
Strukturen. 

Eine Lösung der „deutschen Frage“ unter eher umgekehrtem Vorzeichen bahnt sich 
später mit dem Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 unter der Führung Preu-
ßens an. Daß man der neuen Verbindung von preußischer Militärpolitik und deut-
scher Nationalbewegung nicht nur hoffnungsvoll entgegensieht, zeigt die folgende 
Karikatur (Abb. 10). 

  Wie ist die Karikatur Deutschlands Zukunft zu verstehen? Welche Befürchtungen kom-
men zum Ausdruck? Worauf nimmt die Legende Bezug, wenn es dort heißt: „Kommt 
es unter einen Hut? Ich glaube, s kommt eher unter eine Pickelhaube!“ ? 

Preußen gelingt es, u.a. das Königreich Hannover, Schleswig-Holstein, Hessen-Nas-
sau zu annektieren und eine Reihe weiterer Staaten zum Eintritt in den 1867 gegrün-
deten Norddeutschen Bund zu zwingen. Nach dem Deutsch-Französischen Krieg 
werden auch die süddeutschen Staaten (Baden, Württemberg, Bayern) in die 
Reichsgründung einbezogen (Abb. 9). Damit wird nicht nur die demokratisch moti-
vierte Nationalbewegung neutralisiert, sondern ebenso die preußische Vorherrschaft 
in Deutschland abgesichert. Innere Gegensätze und politische Widerstände, vor al-
lem vonseiten der Liberalen und Sozialisten, lassen sich durch die momentane nati-
onale Euphorie vorerst überdecken, und die militärische Dominanz Preußens, in der 
politischen Karikatur symbolisiert durch die Pickelhaube, tut ein übriges. Viel Konflikt-
stoff für den „nationalmonarchischen Obrigkeitsstaat“ bringen zudem die fortbeste-
henden Eigeninteressen der beteiligten Gliedstaaten mit sich. Nicht zu vergessen 
schließlich die Hypothek, die sich im Verhältnis zu Frankreich aus der Annexion des 
Elsaß und eines Teils von Lothringen ergibt. Bezeichnend ist in dem Zusammenhang 
auch die Art und Weise, in der Wilhelm I. gerade diesen Punkt anläßlich einer Erklä-
rung „an das deutsche Volk“ anspricht (Dok. 6). 

 



 143 

 

Dok. 6:  An das deutsche Volk 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen, nachdem die deutschen Fürsten 
und freien Städte den einmüthigen Ruf an Uns gerichtet haben, mit Herstellung des deut-
schen Reiches die seit mehr denn 60 Jahren ruhende deutsche Kaiserwürde zu erneuern 
und zu übernehmen, und nachdem in der Verfassung des deutschen Bundes die ent-
sprechenden Bestimmungen vorgesehen sind, bekunden hiermit, daß Wir es als eine 
Pflicht gegen das gemeinsame Vaterland betrachtet haben, diesem Rufe der verbünde-
ten deutschen Fürsten und Städte Folge zu leisten und die deutsche Kaiserwürde anzu-
nehmen. [...] 

Wir nehmen sie an in der Hoffnung, daß dem deutschen Volke vergönnt sein wird, den 
Lohn seiner heißen und opfermuthigen Kämpfe im dauernden Frieden und innerhalb der 
Grenzen zu genießen, welche dem Vaterlande die seit Jahrhunderten entbehrte Siche-
rung gegen erneute Angriffe Frankreichs gewähren. [...] 

(Neue Preußische Zeitung 18.1.1871 
 

Das aus 25 Bundesstaaten gebildete Deutsche Reich kann sich, obgleich mit großer 
Verspätung gegenüber Frankreich, England oder Spanien, dennoch zu einem relativ 
geschlossenen Nationalstaat entwickeln. Entscheidende Grundlage bleibt jedoch das 
f ö d e r a t i v e  P r i n z i p  – dies über die wilhelminische Zeit hinaus bis zur Weimarer 
Republik. Erst die Gleichschaltungspolitik der Nationalsozialisten setzt ab 1934 der 
Selbständigkeit der Länder ein Ende. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg kommt es, und zwar als Ergebnis der alliierten Konfe-
renzen von Jalta und Potsdam, zu zwei unterschiedlichen Entwicklungen. Für die 
BRD nehmen die Besatzungsmächte eine Neueinteilung der Länder vor, so daß hier 
von 1949-90 weiterhin eine föderale Struktur besteht. In der DDR werden ab 1952 

Abb. 10 
(Kikeriki 1870, aus: Fragen an die 
deutsche Geschichte 1994: 173) 
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die Länder und deren Vertretungen aufgelöst und durch eine Gliederung in 14 Bezir-
ke ersetzt. Die anschließend eingerichteten Bezirkstage fungieren gleichsam als mitt-
lere staatliche Verwaltungsebene, sie werden damit zu einem Teil der zentralstaatli-
chen Organisationsstruktur.  

Im Zuge der deutschen Einigung von 1990 wird die ursprüngliche Ländereinteilung 
der DDR wiederhergestellt, seitdem besteht die Bundesrepublik aus 16 Bundeslän-
dern. 

Die Abgrenzung der Kompetenzen von Bund und Ländern ist keineswegs unproble-
matisch. Es gibt jedoch einige Bereiche, wo die Länder über weitgehende legislative 
Befugnisse verfügen (etwa in der Bildungs- und Kulturpolitik). Über den Bundesrat 
wirken sie außerdem an der allgemeinen Gesetzgebung mit. Dennoch hat es in den 
letzten Jahrzehnten eine spürbare Gewichtsverlagerung zugunsten des Bundes ge-
geben, eine Tendenz, die die Föderalismusreform von 2006 noch verstärkt (vgl. 
Hrbek 2006). 

 

Hrbek (2006: 139-157)      Münch (2000: 57-70) 
Vierhaus (1978: 116-128)     Wehler (1980: 60-78) 

6.  Regionale Disparitäten 

Ging es bisher vor allem um die Herausbildung zentralistischer (bzw. föderativer) 
Strukturen, sollen nun einige Anmerkungen zu den wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Konsequenzen gemacht werden. Welche Schwerpunkte gibt es, wo lassen 
sich regionale Disparitäten feststellen? Welche Folgen ergeben sich bezüglich der 
Bevölkerungsentwicklung, der Erwerbstätigkeit, der Wirtschaftskraft oder der Einkom-
mensverteilung? 

  Wie sind die folgenden Ausführungen zu beurteilen? Inwieweit sind die gemachten 
Aussagen auch heute noch gültig? Aus welcher Zeit könnte der Text stammen? 

Dok. 7:  Âme française 

Paris n’est pas seulement le centre géographique, historique, administratif et politique de 
la France : il en est le centre intellectuel. C’est vers Paris que convergent toutes les ambi-
tions. Dès qu’en province un homme se place au premier rang de sa spécialité ou que 
simplement il nourrit le désir d’y parvenir, il ne souhaite rien tant que de venir dans la ca-
pitale, ce qui explique que s’y rencontrent tous ceux qui sont arrivés ou qui souhaitent 
d’arriver au faîte de leur profession. Là seulement ils trouvent, comme on dit aujourd’hui, 
le climat propice à leur activité, les institutions, – bibliothèques, musées, laboratoires, 
écoles, expositions, spectacles, – nécessaires à leur œuvre. [...] 

Paris est la tête du pays, dont la province est le corps. Il n’y a pas de centre plus ner-
veux, ni plus impressionnable. On y comprend vite et tout. [...] 

Paris, par le fait, résume toute la France: il est aussi divers et aussi un. Les provinciaux y 
conservent avec soin leurs traditions et leurs coutumes. Prompts à se grouper en socié-
tés locales, il n’est pas jusqu’à leur profession qui ne les distingue. La plupart des char-
bonniers viennent d’Auvergne, des marchands de vin de l’Aveyron, des maçons du Li-
mousin, des ramoneurs de Savoie, des domestiques de Bretagne. Ils habitent, parfois, 
dans un même quartier, de façon à former une petite ville dans la grande. 

 
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Expression magnifique de l’âme française, Paris est la ville où se concentrent toutes les 
diversités du sol et du caractère français, où se rencontre tout ce que notre pays produit 
de plus remarquable dans tous les domaines, où les moindres pierres évoquent un passé 
qui a fait non seulement Paris, mais la France, où, finalement, les meilleurs cerveaux 
sont réunis et s’instruisent, et s’exaltent réciproquement, ainsi que Goethe le confiait à 
Eckermann, grâce à une fréquentation, à une lutte et à une émulation quotidiennes. La 
province ne peut pas plus se passer de Paris que Paris de la province. Elles sont indis-
pensables l’une à l’autre et indissolublement liées. 

(aus: Hertel 1974: 16f.) 

notes 
faîte, f. partie la plus haute d’un bâtiment, d’une maison ; le point culminant ; par le fait en réalité ; il n’est 
pas jusqu’à leur profession qui ne les distingue ils se distinguent même par leur profession ; exalter élever à 
un plus haut degré, enthousiasmer ; émulation, f. zèle, compétition 

Die Vorrangstellung der Hauptstadt Paris und der sie umgebenden Region, der Île-
de-France, war und ist unbestreitbar. Das Gefälle gegenüber der Provinz und die 
damit verbundene Konzentration des gesamten Wirtschaftslebens hat 1947 J.F. Gra-
vier prägnant auf die Formel Paris et le désert français gebracht. Seitdem hat sich 
vieles verändert, verschiedene Grunddaten und Tendenzen sind jedoch nach wie vor 
gültig. 

Der oben zitierte Textauszug ist dem 1936 erschienenen Buch Âme française von 
Jean-Paul Gaultier entnommen. Paris wird hier zu einem Mythos erhoben. Einige 
Aussagen sind mit Blick auf die heutige Realität zu relativieren: Die Attraktivität der 
Hauptstadt hat zumindest insofern abgenommen, als sie seit einiger Zeit einen Be-
völkerungsrückgang verzeichnet; es sind längst weitere wichtige Ballungsgebiete 
entstanden; die Idyllisierung des Verhältnisses zwischen Paris und der Provinz darf 
über die ökonomischen Folgen und die Macht- und Mittelkonzentration nicht hinweg-
täuschen; das Bild der friedlich nebeneinander lebenden Bevölkerungsgruppen kon-
trastiert heute mit zahlreichen sozialen und ethnischen Konflikten. 

Festzuhalten bleibt allerdings: In der Pariser Region wohnt fast ein Fünftel der Bevöl-
kerung, mehr als ein Viertel der Erwerbstätigen arbeitet hier, und rund 30% des Brut-
toinlandsprodukts werden hier erwirtschaftet. Die meisten großen Unternehmen ha-
ben in Paris ihren Hauptsitz. Bezeichnend ist ebenso die nach wie vor bestehende 
Zentralisierung im Dienstleistungsbereich (Verwaltung, Forschung, Hochschulen). 
Von daher überrascht nicht, wie ein Blick auf die folgende Karte zeigt, wenn auch die 
Verdienstmöglichkeiten in dieser Region deutlich besser sind als anderswo; im Ver-
gleich zu anderen Regionen liegen die durchschnittlichen Einkommen um mehr als 
zehn Prozent höher. Die übrigen Ballungsräume, z.B. Rhône-Alpes, Provence-Alpes-
Côte d’Azur oder das Elsaß, erreichen nur erheblich niedrigere Anteile an der Wirt-
schaftsleistung des Landes (Große u.a. 1998, Schowalter 2001, Lüger 2003). Nega-
tiv stabilisierend wirkt sich in dieser Hinsicht außerdem das auf Paris ausgerichtete 
Verkehrsnetz aus.  
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 Abb. 10:  Nettolöhne im regionalen Vergleich (INSEE 2008: 117) 

Vergleicht man die gegenwärtige Situation mit der in den 1970er Jahren, wird deut-
lich, welche Wandlungsprozesse sich bereits vollzogen haben. Die L i n i e  L e  H a -
v r e  –  M a r s e i l l e , wonach sich die wichtigen Industriezentren im Nordosten des 
Landes befanden und der Westen und Südwesten weitgehend eine landwirtschaftli-
che Produktionsstruktur bewahrt hatte, besteht in dieser Form nicht mehr. Die großen 
Unterschiede bezüglich der Beschäftigtenzahlen, des Bruttoinlandsprodukts sowie 
der Wohlstands- und Kaufkraftentwicklung konnten zum Teil reduziert werden, eben-
so sorgte der allgemeine ökonomische Strukturwandel – Rückgang des Industriesek-
tors, Zunahme des tertiären Sektors – für tiefgreifende Verschiebungen (Lüger 2001: 
129ff.). Insbesondere aber erlebten die Kohle-, Eisen- und Stahlzentren im Norden 
eine schwere Krise; auf der anderen Seite gelang es, im Südwesten einige High-
Tech-Branchen (Fahrzeugbau, Elektronik, Metallverarbeitung) zu stärken und den 
tertiären Bereich auszubauen. Auf diese Weise kam es allmählich zu einer Abschwä-
chung, wenn auch nicht Aufhebung der genannten Disparitäten. 

  Gibt es in der Bundesrepublik ähnliche regionale Unterschiede? Wie sind Ballungs- 
und Krisengebiete verteilt? Welche Änderungen bringt die deutsche Einigung von 1990 
mit sich? 

Auf deutscher Seite existiert kein der Pariser Region vergleichbares Wirtschaftszen-
trum. Die Ballungsgebiete sind eher dezentral verteilt. Bis zur deutschen Einigung 
lassen sich vor allem drei Problemgebiete nennen: einige landwirtschaftlich geprägte 
Regionen (Emsland, Ostfriesland, Ostbayern), das Ruhrgebiet und das Saarland mit 
den jahrzehntelangen Umstrukturierungen (als Folge des Rückgangs von Bergbau, 
Eisen- und Stahlindustrie), die Grenzgebiete zur DDR (vor allem aufgrund der abge-
schnittenen Verkehrsverbindungen). Darüber hinaus besteht ein erhebliches Un-
gleichgewicht bezüglich der Wirtschaftskraft der einzelnen Bundesländer („Nord-Süd-
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Gefälle“). Nach der Einigung Deutschlands kommt noch ein W e s t - O s t  G e f ä l l e  
hinzu (vgl. Priewe / Hickel 1991). Infolge einer beispiellosen Entindustrialisierung in 
den neuen Bundesländern stellt die hohe Arbeitslosenquote bzw. die Schaffung neu-
er Arbeitsplätze – trotz zahlreicher Fördermaßnahmen und immenser Finanztransfers – 
immer noch das drängendste Problem dar. 

 

Damette / Scheibling (1998: 121-159)   Große / Lüger (2008: 108-116) 
Piercy (1997: 49-67)        Uhrich (1987: 56-74) 

7.  Auslaufmodell Zentralismus? 

Bemühungen, den französischen Zentralismus zu reformieren, haben Tradition – 
auch wenn sie meist erfolglos geblieben sind. Im Folgenden stehen nun vor allem die 
Reformansätze der Nachkriegszeit im Vordergrund, sodann das Dezentralisierungs-
projekt von 1982 und dessen Fortsetzung im Jahre 2003. 

  Welche Bedeutung haben im gegebenen Kontext die Begriffe décentralisation, décon-
centration und délocalisation ? 

Bereits seit den ersten Nachkriegsjahren wird versucht, etwas gegen die Defizite der 
sektoralen Wirtschaftsstruktur (hoher Agraranteil, geringer Industrialisierungsgrad) 
und die regionalen Gefälle zu unternehmen. Die neue Raumordnungspolitik legt – 
unter dem Stichwort A m é n a g e m e n t  d u  t e r r i t o i r e  – den Schwerpunkt u.a. auf 
die Entflechtung des Pariser Raums und die Förderung dezentraler Industrieansied-
lungen. In den 1950er Jahren werden zunehmend auch zentralstaatliche Einrichtun-
gen in die Provinz verlagert und umfassendere Programme zur regionalen Wirt-
schaftsentwicklung aufgestellt. Dabei stehen die raumordnungspolitischen Ziele in 
einem engen Zusammenhang mit den Vorgaben der nationalen Mehrjahrespläne; 
diese wiederum haben ihre Grundlage in dem Instrument der zentralstaatlichen plani-
fication, die, bis heute, so etwas wie eine mittelfristige Wirtschaftsplanung mit der 
Vorgabe von Richtzielen und Investitionsschwerpunkten darstellt.  

Die Ergebnisse in Richtung Dezentralisierung bleiben begrenzt. Einem wirklichen 
Transfer von Entscheidungskompetenzen, und nur dann kann man von décentralisa-
tion sprechen, wird sowohl in der Administration wie auch in der Wirtschaft eher mit 
Mißtrauen begegnet. Viele Unternehmen lagern nur gewisse wirtschaftliche Aktivitä-
ten aus, ohne irgendwelche Kompetenzen abzugeben (délocalisation), oder sie dele-
gieren nur einen Teil der Befugnisse an dezentrale Standorte, wobei die Hauptver-
waltungen im Zentrum verbleiben (déconcentration).  

Zur Koordination der Raumordnungsmaßnahmen und zur besseren Abstimmung auf 
lokale und regionale Gegebenheiten werden 1956 immerhin 21 sog. Programmre-
gionen (régions de programme) geschaffen. Sie setzen sich in der Regel aus mehre-
ren Départements zusammen. Die Einteilung erfolgt ohne Konsultation der Bevölke-
rung, historische oder kulturelle Bindungen spielen so gut wie keine Rolle. Obwohl ihr 
Status zunächst unklar bleibt und eigene Kompetenzen nicht vorgesehen sind, ha-
ben die Regionen bis heute Bestand. Ausnahmen: Rhône und Alpes werden zusam-
mengelegt, Korsika und Île-de-France kommen später als eigene Regionen hinzu. 
Man kann also nunmehr von 2 2  r é g i o n s  m é t r o p o l i t a i n e s  ausgehen (vgl. 
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Abb. 11); von den vier régions d’outre mer (Guadeloupe, Martinique, Guyane, La Ré-
union) sei hier abgesehen. 

1959 bekommen die Regionen den Status einer Verwaltungsregion: circonscription 
d’action régionale, einem préfet coordonnateur obliegen die jeweiligen Planungs- und 
Verwaltungsaktivitäten. Es folgen 1964 die Etablierung von Regionalpräfekten (pré-
fets de région) und die Gründung der Commissions de développement économique 
régional (CODER). Das bedeutet zwar eine gewisse Aufwertung der Region, doch 
verfügt sie über keine eigenen Ressourcen, und die zentralstaatliche Oberaufsicht 
bleibt, speziell hinsichtlich der Zuweisung von Finanzmitteln, vollständig erhalten.  

 

     Abb. 11:  Regionale Gliederung 

  Zu welcher Einschätzung der Raumordnungspolitik und der régions de programme 
kommt der damalige Oppositionsführer François Mitterrand? Wie lassen sich die wich-
tigsten Kritikpunkte zusammenfassen?  

Dok. 8:  Décentralisation ou système napoléonien ? 

Et bien que le gouvernement ait exclu – avec raison – l’hypothèse d’institutions fédérales, 
la propagande officielle entretient l’illusion d’une décentralisation audacieuse qui offrirait 
aux élites locales l’occasion de participer à la gestion des affaires de Bourgogne ou de 
Normandie et aux ressources le moyen d’échapper à l’attraction parisienne. Mais là est le 
mensonge car la Ve République procède, en réalité, à un extraordinaire durcissement du 
système napoléonien. Non seulement aucune mesure décentralisatrice n’a été prise, 
mais les pouvoirs des assemblées municipales et départementales sont inexorablement 
réduits au bénéfice des fonctionnaires placés par le gouvernement à la tête des régions-
programmes. Tel est le circuit: les experts du Plan conçoivent, élaborent. Les experts de 
l’Aménagement mettent en œuvre et répartissent les « tranches opératoires ». À l’éche-
lon de la région un fonctionnaire, le préfet coordonnateur, exécute. Des fonctionnaires, 
les préfets, réunis sous la présidence du super-préfet en conférence interdépartementale, 
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affectent les investissements. Ni le Parlement ni les Conseils généraux n’interviennent. 
Un conseil consultatif, le Comité d’expansion régionale, des commissions et des groupes 
de synthèse sont parfois appelés à fournir un avis sur les opérations futures dont ils ne 
sont pas habilités à suivre le déroulement. Au gré des préférences politiques, le ministre 
de l’Intérieur guide le choix de ses agents qui déversent la manne sur les communes qui 
votent bien et stérilisent les communes qui votent mal. [...] 

(Mitterrand 1984 [11964]: 168) 

notes 
gestion des affaires, f. administration ; inexorablement d’une manière impitoyable ; répartir distribuer ; 
tranche opératoire, f. période ; être habilité à être autorisé à ; déverser la manne sur distribuer l’argent 

Für Mitterrand stellt die Behauptung, Regionalisierung sorge für mehr Mitbestim-
mung, eine propagandistische Irreführung dar; es werde vielmehr der extreme Zen-
tralismus Napoleons verstärkt, eine Beteiligung demokratisch gewählter Gremien ge-
be es nicht einmal in Ansätzen, und die Bereitstellung finanzieller Mittel erfolge nach 
Kriterien parteipolitischen Wohlverhaltens. Kritik kommt jedoch nicht allein von der 
politischen Opposition, ein Wandel erscheint insofern überfällig.  

Von daher entsprechen Ende der 60er Jahre die Pläne de Gaulles, eine tiefgreifende 
Regionalreform durchzuführen, durchaus einem vorherrschenden Trend. Im Mittel-
punkt des Vorhabens steht dabei die Umwandlung der Region in eine selbständige 
Gebietskörperschaft (collectivité territoriale), mit einer zum Teil direkt gewählten Ver-
sammlung, einem eigenen Budget und weitreichenden Vollmachten; die Pläne gehen 
also über eine Lösung im Sinne der déconcentration hinaus. Das 1969 dann einem 
Referendum unterworfene Projekt wird jedoch abgelehnt, dies vor allem deshalb, 
weil man die Ziele der Reform nicht ausreichend vermittelt hatte und die Bevölkerung 
nicht bereit war, die Präsidentschaft de Gaulles neu zu legitimieren. 

Nach diesem herben Rückschlag sieht sich der Nachfolger de Gaulles, Georges 
Pompidou, gezwungen, den Reformprozeß vorerst auszusetzen. Die Region erhält in 
den Regionalgesetzen von 1972 lediglich den Status eines établissement public; sie 
ist keine Gebietskörperschaft, sondern nur eine Art Zweckverband mehrerer Dé-
partements, ohne eigene Verwaltung und ohne eigene Befugnisse. 

Zu einem fundamentalen Wandel kommt es dann mit dem Wahlsieg der Linkspartei-
en im Mai 1981. Die Umsetzung eines langgehegten Vorhabens aus dem Program-
me commun von Sozialisten (PS), Kommunisten (PC) und Radikalen (MRG) des 
Jahres 1973 wird sogleich zu einer politischen Priorität der Präsidentschaft Mitter-
rands erhoben. 

  Welche politische Motivation wird für Dezentralisierungsmaßnahmen angegeben?   
Worin sollen die wesentlichen Neuerungen auf regionaler Ebene liegen?  

Dok. 9:  Collectivités territoriales et décentralisation 

Afin d’assumer une participation réelle de tous aux décisions qui les concernent, il sera 
procédé à une décentralisation poussée. 

Cela suppose que soit renforcée l’autonomie des collectivités territoriales par le transfert 
de moyens importants d’études, de décisions, de gestion et de financement de l’Etat vers 
les collectivités locales. 

Cela implique un développement de la démocratie locale, c’est-à-dire des possibilités de 
participation des citoyens au devenir de ces collectivités. 
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Le régime électoral des assemblées départementales et communales sera modifié pour 
permettre dans tous les cas une représentation démocratique et plus fidèle de la popula-
tion du département et de la commune. [...] 

La région cessera d’être un écran administratif supplémentaire pour devenir une nouvelle 
collectivité territoriale démocratique de plein exercice avec des responsabilités impor-
tantes, notamment pour l’élaboration et l’exécution des plans régionaux et pour la coordi-
nation des actions entreprises par les départements et les communes. 

Elle disposera d’une assemblée élue au suffrage universel direct et au scrutin proportion-
nel. [...] 

Les ressources de la région seront constituées pour l’essentiel, par le transfert de cer-
taines ressources étatiques et notamment du produit d’impôts aisément localisables, 
pouvant être modulés par décision de l’Assemblée régionale en harmonie avec la poli-
tique fiscale nationale. 

(source : Programme commun 1973 : 73, 75) 

Im Vordergrund steht aus Sicht der beteiligten Parteien das Bestreben, die Autono-
mie lokaler Gebietskörperschaften sowie generell direkte Beteiligungsmöglichkeiten 
zu fördern. Die unter dem Innenminister Gaston Defferre 1982 verabschiedeten De-
zentralisierungsgesetze führen u.a. zwei wichtige Neuerungen ein: 

- Die R e g i o n  wird (neben dem Département und der Gemeinde) zur dritten Ge-
bietskörperschaft und erhält eine Reihe neuer Kompetenzen, insbesondere bezüg-
lich der wirtschaftlichen Entwicklung und der Raumordnung; ihre Vertretung ist der 
direkt zu wählende Conseil régional. 

- Die zentralstaatliche Verwaltungskontrolle, die t u t e l l e  a d m i n i s t r a t i v e , wird 
aufgehoben; die Präfekten erfahren eine starke Aufgabenbeschränkung, sie verlie-
ren ihre Weisungsbefugnis gegenüber den Gebietskörperschaften (tutelle a priori) 
und sind nunmehr für die Rechtsaufsicht zuständig (contrôle de légalité a posterio-
ri), d.h. sie können Beschlüsse gegebenenfalls nachträglich überprüfen und korri-
gieren lassen. Entscheidend ist also, daß die Präsidenten der gewählten Ver-
sammlungen (conseil régional, im Département: conseil général) oder die Bürger-
meister (conseil municipal) in ihrem Bereich die exekutive Gewalt ausüben und 
nicht mehr der staatlichen Oberaufsicht unterliegen. Nicht weniger wichtig dürfte 
die Neuregelung der Mittelzuweisung sein: Für Gemeinschaftsaufgaben stellt der 
Staat entsprechende Transfermittel bereit; daneben erhalten die Gebietskörper-
schaften bestimmte Anteile aus den verschiedenen Steuerarten und verfügen so 
über begrenzte eigene Einnahmen. 

Trotz der unbestreitbaren Fortschritte dieses Reformwerks, das nicht nur oberflächli-
che Veränderungen bewirkt, sind auch kritische Aspekte zu registrieren. Ein häufiger 
Vorwurf betrifft die unzureichende Kompetenzen-Abgrenzung zwischen den beteilig-
ten Institutionen bzw. Akteuren. Ein weiterer Kritikpunkt ist die finanzielle Ausstattung 
der Gebietskörperschaften: Für die große Zahl neuer Aufgaben seien die von der 
Zentrale bereitgestellten Mittel bei weitem nicht ausreichend.  

Aber es gibt auch grundsätzliche Kritik, die die gesamte Architektur der Gebietskör-
perschaften mit der Begründung, sie sei wenig effektiv und vor allem zu kostspielig, 
in Frage stellt. 

  Was ist von dem (jakobinischen) Argument zu halten, die Dezentralisierungsmaßnah-
men, insbesondere die Aufwertung der Region, würden den Zusammenhalt des Lan-
des gefährden?  
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Dok. 10:  Unité de la France et décentralisation 

Le Nouvel Observateur. L’unité de la France peut-elle être menacée par la montée des 
nouveaux ensembles régionaux ? 

Jean Viard. Non, il ne faut pas se faire peur avec des mots. L’un n’entraîne pas l’autre. 
Nous entrons dans une époque d’appartenances multiples, pas d’effacement des appar-
tenances. Les frontières de la République [...] sont indéniablement définitives et ce grâce 
à l’Europe. Et, du centralisme monarchique puis jacobin, nous héritons d’une des très 
rares villes mondiales, Paris, qui est le moteur de la puissance française. Par ailleurs, 
contrairement à ce qui se dit parfois, l’amour de la France est fort, ancré au plus profond 
de l’inconscient collectif – il lui arrive même de se manifester d’une manière un peu arro-
gante, légèrement xénophobe. Le sentiment patriotique ne meurt pas. Il ne dépérit pas 
comme référence commune. C’est la forme de l’attachement qui change, pas sa profon-
deur. Enfin la population n’a jamais été aussi homogène. Il y a une métaculture com-
mune, du Nord au Midi, tellement forte que la crainte des diversités anciennes ou nou-
velles apparaît comme une pensée de peu de foi dans notre aventure collective.  

(source : Le Nouvel Observateur 28-10-1999) 

notes 
Jean Viard directeur de recherche du CNRS ; dépérir s’affaiblir, perdre sa vigueur 

Die seit 1982 praktizierte Dezentralisierungspolitik findet ihre Fortsetzung in den 
2002-04 unter der Regierung Raffarin beschlossenen Maßnahmen, gemeinhin als 
l ’ a c t e  I I  d e  l a  d é c e n t r a l i s a t i o n  bezeichnet. Hier wird nun deutlich, daß die 
Dezentralisierung ein unumkehrbarer Prozeß ist.  

Zum ersten Mal gelingt es, der Dezentralisierung Frankreichs sogar Verfassungsrang 
einzuräumen. Unter Artikel 1 heißt es seit dem 28.3.2003: 

« La France est une République indivisible, laïque, démocratique et sociale. Elle assure 
l’égalité devant la loi de tous les citoyens sans distinction d’origine, de race ou de religion. 
Elle respecte toutes les croyances. Son organisation est décentralisée. » 

Durch diesen keineswegs nur symbolischen Akt kommt eine nur selten geradlinig 
verlaufene Entwicklung zu einem vorläufigen Abschluß; speziell die Region kann da-
mit als endgültig etablierte Gebietskörperschaft gelten (Abb. 12). Insgesamt stellen 
die Raffarin-Gesetze ohne Frage eine Konsolidierung und vor allem eine Konkre-
tisierung des seit zwanzig Jahren eingeschlagenen Weges dar. Gerade deshalb hat-
te es im Vorfeld heftige (parteienübergreifende) Diskussionen gegeben: Einerseits 
wurde das Gespenst des girondistischen Föderalismus mit einem Verlust der Einheit 
Frankreichs beschworen, andererseits betonte man das Überfällige der Reform, um 
die „blockierte“ Republik zu retten. 
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  1956   21 régions de programme 
 
 
  1959  circonscriptions d’action régionale 
 

  1964  préfets de région ; CODER 
 

  1969   de Gaulle : projet Jeanneney 
 

       1972  E.P.R. 
          (régions = établissements publics) 

 
        1982   l o i s  D e f f e r r e  
          (3 collectivités territoriales) 
 

       2003  réforme constitutionnelle  

 

 Abb. 12:  Dezentralisierung und Regionalisierung 

  Welches Anliegen des Reform-Projekts stellt die Pressekarikatur in Abb. 13 besonders 
heraus? 

In der öffentlichen Diskussion sind es besonders zwei Argumente, die immer wieder 
als Begründung des Reform-Vorhabens genannt werden: die Stärkung von Bürger-
nähe und direkter Demokratie sowie die Gewährung von mehr Autonomie für lokale 
und regionale Institutionen. Hinzu kommen Beweggründe, die die weitere Übertra-
gung von Kompetenzen auf dezentrale Instanzen, die Fördermöglichkeiten von Wirt-
schaftsstrukturen und eine Neuordnung der Finanzierungsmodalitäten betreffen.  

In Abb. 13 geht es noch einmal um das traditionelle Bild eines übermächtigen Zen-
tralstaats (hier in Gestalt des Premierministers Jean-Pierre Raffarin in Napoleon-Po-
se), der nun endlich bereit ist, seine wie zu Zeiten Napoleons gegängelten Marionet-
ten in die Freiheit zu entlassen – ein Bild, das in ähnlicher Form auch bereits anläß-
lich der ersten Dezentralisierungsetappe bemüht wurde. Die Entscheidung stößt, 
nach Gestik und Mimik der „Betroffenen“ zu urteilen, allenthalben auf uneinge-
schränkte Zustimmung. Von dem Umstand, daß die Gebietskörperschaften schon 
vorher über eine gewisse Eigenständigkeit verfügten, wird in der Karikatur abstra-
hiert. 

Im Vergleich zu den Lois Defferre gibt es in der Reform Raffarins einige grundlegen-
de Neuerungen: 
- Das Subsidiaritätsprinzip erhält eine größere Bedeutung. Um eine möglichst flexib-

le Handhabung der Regelungen zu ermöglichen, wurde sogar ein droit à l’expé-
rimentation eingeführt: Eine Gebietskörperschaft kann probeweise und für eine be-
grenzte Zeit (zunächst drei Jahre) andere als die im Gesetz vorgesehenen Aufga-
ben wahrnehmen. 

- Das Petitionsrecht wird ausgeweitet; auch normale Bürger (und nicht nur Abgeord-
nete) können in ihrer Gebietskörperschaft Anträge in die jeweilige beschließende 
Versammlung (z.B. conseil général) einbringen. 

- Jede Gebietskörperschaft kann für ihren Bereich Referenden abhalten, deren Er-
gebnisse haben bindende Kraft. 
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 Abb. 13:  Lois Raffarin (Le Monde 5.10.2002) 

Bezüglich der Kompetenzenverteilung ist ebenfalls eine starke Ausweitung, speziell 
für Départements und Regionen, festzuhalten: 

 

Commune 

Flächennutzungspläne, Baugenehmigungen, kommunale Infrastruktur 
Beteiligung bei Unternehmensförderung 
Mitwirkung bei Sozial- und Gesundheitsversorgung 

Département 

Infrastruktur: Départementalstraßen, Übernahme von Nationalstraßen 
Beteiligung bei Unternehmensförderung 
Verwaltung und Auszahlung von Sozialleistungen (RMI, RMA) 
Schülertransporte, Finanzierung von Schulen (collèges) 

Région 

Entwicklung regionaler Raumordnungspläne (in Abstimmung mit der Regierung) 
Regionale Infrastruktur: Schienennetz, evtl. Übernahme von Häfen und Flughäfen 
Beteiligung bei Unternehmensförderung 
Investitionen im Gesundheitsbereich 
Finanzierung von Schulen (Gymnasien), Berufsaus- und -weiterbildung 
Regionale Museen und Archive 

Tab. 1:  Kompetenzenverteilung 

  Welche Nachteile können sich eventuell aus den Neuregelungen ergeben? Welche 
Vorbehalte von Reformgegnern wären denkbar? Welcher Einwand wird in Abb. 14 the-
matisiert? 

Auch wenn die Dezentralisierung kaum noch von irgendeiner politischen Gruppie-
rung als dringliche Aufgabe in Frage gestellt wird, entzündet sich an verschiedenen 
Aspekten zum Teil heftige Kritik. Für viele steht sogar das Verfassungsgebot, die 
Einheit und Unteilbarkeit des Landes zu wahren, zur Disposition. Die Schwächung 
nationaler Strukturen sorge außerdem dafür, daß es keine klaren Verantwortlichkei-
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ten mehr gebe; die Einführung des droit à l’expérimentation verstärke diese Wirkung 
geradezu. Durch die Vielfalt an Verwaltungs- und Entscheidungsebenen komme es 
zu mehr Leerlauf, Verzögerungen und Zuständigkeits-Konflikten. Als ein Hauptpro-
blem wird nach wie vor die finanzielle Seite gesehen. Zum einen gebe es keine be-
friedigende Lösung für den Ausgleich der regionalen Gefälle, zum andern würden 
den Gebietskörperschaften zunehmend neue Aufgaben aufgebürdet, ohne daß die 
Finanzierung sichergestellt sei. Diesen Punkt greift auch die folgende Karikatur auf: 
Während der Staat sein Engagement weiter zurückschraube, habe speziell die Regi-
on unter immer mehr Lasten zu leiden; u.a. müsse sie sich um Flughäfen, das Bahn-
netz und die Berufsbildung kümmern.  

 

 (afpa Association nationale pour la formation professionnelle des adultes) 

 Abb. 14:  Rückzug des Staates (La Galipote 117, 2008, 5) 

Aufgrund der skizzierten Defizite kommt auch die zu Beginn der Präsidentschaft Sar-
kozys eingesetzte Attali-Kommission zu dem Ergebnis, daß der erreichte Zustand al-
lenfalls eine Zwischenetappe darstellen kann: 

« L’acte II de la décentralisation [...] n’a donc pas achevé la nécessaire restructuration de 
nos collectivités territoriales autour de régions fortes et peu nombreuses, plus particulière-
ment en charge du développement économique et de la formation professionnelle [...]. Le 
temps est donc venu de passer à cette troisième étape. Cette réforme doit se faire selon 
un double principe : répartir clairement les compétences entre les collectivités, et accorder 
à chaque niveau de collectivité des ressources précises. » (Attali 2008: 201) 

Zwei wichtige mittelfristige Forderungen der Kommission lauten daher konsequen-
terweise:  

• « Faire disparaître en dix ans l’échelon départemental » und   

• « Renforcer les régions » (202f.).  

Letzteres erscheint nicht minder wichtig vor dem Hintergrund der europäischen Re-
gionalpolitik (Kukawka 2001, Bohn u.a. 2003). Dabei geht es in erster Linie um die 
Schaffung neuer, grenzüberschreitender Kooperationsräume, und für dieses Ziel sind 
politisch gestärkte und wirtschaftlich konkurrenzfähige Regionen eine wichtige Vor-
aussetzung. 
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Wie bereits erläutert, bietet die föderalistische Tradition Deutschlands kaum Ansatz-
punkte zu einem direkten Vergleich mit der französischen Zentralismusproblematik 
(vgl. Abschn. 5). Betrachtet man die einzelnen Gebietskörperschaften – unterhalb 
der Bundesebene sind dies a) die Länder, b) die Kreise bzw. Landkreise (in den Flä-
chenländern), c) die Gemeinden bzw. Städte –, fallen als Parallele zu den regionalen 
Disparitäten in Frankreich vor allem die großen Unterschiede zwischen einigen Bun-
desländern auf. Zwar legt das Grundgesetz in Art. 29 die Möglichkeit einer Neuglie-
derung im Hinblick auf Größe und Leistungsfähigkeit ausdrücklich nahe, und es hat 
auch verschiedene Vorschläge zur Neuordnung gegeben, doch ließen die Eigenin-
teressen der Länder eine umfassende Reform bislang nicht zu. Selbst im Zuge der 
deutschen Einigung von 1990 ist dies kein Thema, und auf dem Territorium der ehe-
maligen DDR werden mit Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, 
Thüringen und Sachsen praktisch die Verwaltungseinheiten von 1945 wiederherge-
stellt. Die Chance einer Neustrukturierung des Bundesgebiets unter dem Gesichts-
punkt der Wirtschaftskraft hat sich damit weiter verringert. Als Alternative vgl. den 
Vorschlag in Abb. 15. 
 

 

Abb. 15:  Neugliederungs-Vorschlag für die Bundesrepublik (Rutz u.a. 1993: 135) 

Desungeachtet gehört es zu den vordringlichen Aufgaben des Bundes, mit einer ent-
sprechenden Raumordnungspolitik auf eine ausgeglichene Verteilung von Lebens- 
und Arbeitsbedingungen hinzuwirken. Mögliche Instrumente hierzu sind (nach dem 
Muster des aménagement du territoire) die Förderung wirtschaftsschwacher Regio-
nen und die gezielte Unterstützung bestimmter Branchen oder Sektoren. Hinzu 
kommt der Länderfinanzausgleich: Um das Gefälle zwischen den Ländern zu redu-
zieren, sind die finanzstärkeren Bundesländer zu Ausgleichszahlungen an die finanz-
schwächeren verpflichtet. Zur Linderung von Strukturdefiziten in den ostdeutschen 
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Bundesländern sind darüber hinaus Transferleistungen von ca. 75-80 Mrd. € jährlich 
vorgesehen. 

 

Bœuf / Magnan (2006: 7-48)      Flonneau (1982: 103-111) 
Hoffmann-Martinot (2005: 323-340)   Neumann / Uterwedde (1994: 69-108) 
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